




letztlich jedoch nicht in Betrieb genommenen Behelfs-
krankenhaus wurden psychoedukative Schulungen zum 
Umgang mit akuten Stressreaktionen durchgeführt. Im 
weiteren Verlauf der Pandemie wurden für verschiedene 
besonders stark beanspruchte Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter ferner Entlastungsgespräche angeboten.

Kritische Re�exion des Engagements und der  
erzielten Effekte

Zunächst einmal hat die Berücksichtigung psychosozi-
aler Aspekte im Krisenmanagement zu einem überaus po-
sitiven Medienecho [19] sowie zahlreichen, ebenfalls posi-
tiven Rückmeldungen von Betroffenen geführt, die insbe-
sondere in den Sozialen Medien, aber auch in zahlreichen 
Dankschreiben und Mails mitgeteilt worden sind.

Mitglieder des Netzwerkes für das psychosoziale Kri-
senmanagement haben in zwei Auswertungsworkshops 
ihrerseits hervorgehoben, dass der kollegiale, fachliche 
Austausch für sie selbst sehr wertvoll gewesen sei und 
wichtige Impulse für die eigene sowie auch gemeinsame 
Arbeit gegeben habe. In zahlreichen Fällen konnten insbe-
sondere durch das bestehende Netzwerk individuelle Lö-
sungen für spezielle Problemkonstellationen gefunden 
werden. Fallkonferenzen und zahlreiche kollegiale Einzel-
fallberatungen wurden ebenfalls hilfreich erlebt.

Gleichwohl hat eine retrospektive Auswertung der ver-
schiedenen Aktivitäten des kommunalen psychosozialen 
Krisenmanagements ergeben, dass auch in Mülheim an 
der Ruhr letztlich nur ein kleiner Teil der Empfehlungen 
umgesetzt werden konnten, die aus den psychosozialen 
Lageberichten abgeleitet worden sind. Von insgesamt 193 
Handlungsempfehlungen für den städtischen Krisenstab, 
die im Zeitraum von März 2020 bis Juli 2022 aus einer psy-
chosozialen Perspektive formuliert worden sind, konnten 

nur 57 vollständig und weitere 39 lediglich teilweise umge-
setzt werden. Exakt die Hälfte der psychosozialen Hand-
lungsempfehlungen hat sich somit nicht realisieren lassen, 
was u. a. auf fehlende personelle oder �nanzielle Ressour-
cen, oftmals aber auch auf organisatorische, mitunter juris-
tische Schwierigkeiten zurückzuführen ist [10].

Die Inanspruchnahme von Unterstützungsangeboten 
war im gesamten Pandemieverlauf eher gering bzw. verhal-
ten: Offenbar gibt es nach wie vor erhebliche Vorbehalte 
und v. a. schambedingte Hemmschwellen, eine eigene Be-
lastung und Überforderungssituationen einzugestehen so-
wie Hilfen in Anspruch zu nehmen. In vielen Arbeitsberei-
chen, insbesondere hierarchisch geprägten Verwaltungs-
strukturen und dem Gesundheitswesen, scheint dieses The-
ma außerdem in einem engen Zusammenhang mit dem 
Führungsstil von Vorgesetzten sowie der institutionellen 
Kommunikations- und Fehlerkultur zu stehen.

Bei einer systematischen Auswertung der Online-Akti-
vitäten des psychosozialen Krisenmanagements hat sich 
ebenfalls ein gemischtes Bild ergeben. Allein auf der städti-
schen Facebook-Seite wurden im Zeitraum von März 2020 
bis März 2021 rund 1,1 Millionen Aufrufe erzielt; dabei wur-
den rund 1,6 Millionen Interaktionen (Teilen, �Liken�, Kom-
mentieren usw.) verzeichnet. Durchschnittlich konnten mit 
einzelnen Postings in den Sozialen Medien innerhalb kür-
zester Zeit rund 33.000 Personen erreicht werden. Diesem 
erfreulichen Befund steht gegenüber, dass Informationsma-
terialien, die auf der städtischen Internetseite für den 
Download bereitgestellt worden sind, offenbar so gut wie 
gar nicht zur Kenntnis genommen wurden. Daraus kann 
abgeleitet werden, dass � über die bereits vorgenommenen 
Differenzierungen hinaus � eine noch zielgruppenspezi�-
schere Nutzung unterschiedlicher Kommunikationswege 
angebracht ist. Einzugestehen ist jedenfalls, dass manche 
Personengruppen während der Pandemie kaum erreicht 
worden sind; hier besteht Optimierungsbedarf.

Als besonders ungünstig hat sich herausgestellt, dass es 
auf den übergeordneten Handlungsebenen keine adäquate 
Entsprechung für das psychosoziale Krisenmanagement im 
kommunalen Bereich gegeben hat. Auf diese Weise konnte 
das kommunale psychosoziale Krisenmanagement bei-
spielsweise kaum kompensieren, wenn bereits auf überge-
ordneten Handlungsebenen problematische Entscheidun-
gen � etwa die pauschale Schließung von Spielplätzen � ge-
troffen worden sind.

Im gesamten Pandemieverlauf hat es immer komplexe-
re, einander überlagernde, teilweise widersprechende und 
kaum noch handhabbare Schutzbestimmungen gegeben, 
deren Sinn von einem großen Teil der Bevölkerung logisch 
nicht mehr nachvollzogen werden konnte und für die ab 
einem bestimmten Zeitpunkt auch keine ausreichenden 
Erklärungen bzw. Begründungen mehr verfügbar gewesen 
sind [6] . Auf kommunaler Ebene konnte dann allenfalls 
noch versucht werden, deeskalierend, verständnisfördernd 
und beschwichtigend einzuwirken. Die Entscheidungen als 
solches haben sich jedoch kaum beein�ussen lassen; d. h. 
die Wirkungsmacht des kommunalen psychosozialen Kri-
senmanagements war auf diese Weise deutlich limitiert.

Mitglieder des Netzwerkes für das kommunale psychosoziale Krisenmanagement.
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